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Satzung über eine Veränderungssperre für den künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 133 

„Beidseits Potthof" 

Die Gemeinde Nottuln erlässt aufgrund der §§ 14,16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 

vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S.270) zuletzt 

geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S.950) folgende Satzung: 

 
 
 

§ 1 Anordnung der Veränderungssperre 

Zur Sicherung der Planung im künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 133 

„Beidseits Potthof" wird eine Veränderungssperre angeordnet. 

 
 
 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

(1) Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre wird im Norden und Osten durch den 

Nonnenbach und im Westen durch die Von-der-Reck-Straße begrenzt. Im Süden umfasst Sie eine Baureihe 

auf der Südseite des Potthofs. 

(2) Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre umfasst folgende Grundstücke: 

Gemarkung Nottuln, Flur 34, Flurstücke 617, 618, 619, 1069 und 1070; Gemarkung Nottuln, Flur 35, 

Flurstücke 480, 481, 699, 706, 707, 711, 751,761, 960 und 961; Gemarkung Nottuln, Flur 62, Flurstücke 45, 

47, 142, 143, 286, 287, 306, 334, 335, 851, 852. 

(3) Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus der Karte in der Anlage zu dieser Satzung. Diese Anlage 

wird Bestandteil der Satzung. 

 
 
 

§ 3 Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre 
 

(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

werden. 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 

Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, 

nicht vorgenommen werden. 

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 

sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 

Veränderungssperre nicht berührt. 



(3) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen 

werden, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Entscheidung hierüber trifft die 

Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 
 
 

§ 4 Inkrafttreten 

 

Die Satzung wird mit der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung rechtsverbindlich. 

 § 5 Geltungsdauer 

Die Veränderungssperre tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren Geltungsbereich ein Bebauungsplan in 

Kraft tritt, spätestens 2 Jahre nach ihrer Bekanntmachung. 

 


